
U nterdrückung
d e r  freien  M ein u n gsäu ßeru n g, 
G edan ken s- und  
R elig ion sfre ih eit

Die Verfassung der „Deutschen Demokratischen 
Republik“ enthält in einigen Artikeln Grundrechts­
garantien, die den Artikeln 18 und 19 der UN-Er- 
klärung der Menschenrechte in vollem Umfange ent­
sprechen. Artikel 9 der Verfassung gewährleistet die 
Meinungs- und Versammlungsfreiheit und verbietet 
jede Pressezensur; Artikel 11̂  spricht von der Koali­
tionsfreiheit und garantiert das Streikrecht; Artikel 
Ifl setzt fest, daß jeder Bürger volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit genießt, und daß die ungestörte 
Religionsausübung unter dem Schutz der Republik 
steht. Diese durch die Verfassung garantierten 
Grundrechte werden aber in der Praxis durch die 
sowjetzonale Strafjustiz vorwiegend mit Hilfe eines 
anderen Artikels aus der Verfassung beseitigt. Ar­
tikel 6 Abs. 2 lautet:
Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen 
und Organisationen, Mordhetze gegen demokrati­
sche Politiker, Bekundung von Glaubens-, Rassen- 
und Völkerhaß, militaristische Propaganda sowie 
Kriegshetze und alle sonstigen Handlungen, die sich 
gegen die Gleichberechtigung richten, sind Ver­
brechen im Sinne des Strafgesetzbuches. Ausübung 
demokratischer Rechte im Sinne der Verfassung ist 
keine Boykotthetze.“
Obwohl also auch Satz 2 dieses Absatzes die freie 
Ausübung der in der Verfassung garantierten Grund­
rechte zu gewährleisten scheint, wird in der Sowjet­
zone Deutschlands mit Hilfe des Artikels 6 und eini­
ger anderer strafrechtlicher Bestimmungen, wie 
z.B. des Friedensschutzgesetzes und des Artikels UI 
A III der Kontrollratsdirektive 38, ein klarer und 
eindeutiger Kampf gegen alle Menschen geführt, die 
eine von der vorgeschriebenen politischen Linie ab­
weichende Meinung vertreten. Jeder Staat muß, um 
innere Ordnung und Frieden aufrechtzuerhalten, den 
Staatsbürgern gegenüber einen gewissen Zwang an­
wenden. Er muß Rechtsnormen schaffen, nach denen 
Menschen, die sich in die Staatsordnung nicht ein- 
fügen können oder wollen, zur Verantwortung ge­
zogen werden. Wo der Staat strafrechtliche Bestim­
mungen mit dem Ziel erläßt, sich selbst und seinen 
Bestand gegen Angriffe zu schützen, oder wo er be­
stehende Rechtsnormen ausschließlich zu einem der­
artigen Zweck auslegt, beginnt das Gebiet des „poli­
tischen Strafrechts“. Die zum Schutz des Staates 
erlassenen „politischen Strafgesetze“ müssen — wie 
alle anderen strafrechtlichen Normen auch — das, 
was strafwürdig sein soll, konkret und genau be­
zeichnen: sie müssen klare Tatbestände enthalten. 
Das ist in den Staaten auch der Fall, in denen die 
StaatscCutorität dem Willen des Volkes entspricht. 
Wenn aber die Staatsautorität weiß, daß sie sich 
gegen die Mehrheit des von ihr beherrschten Vol­
kes behaupten muß, und wenn si« aus dieser Er-

Jeder hat das Recht auf Meinungs- und 
Äußerungsfreiheit, insbesondere das Recht, 
wegen seiner Überzeugung nicht beunruhigt 
zu werden und Nachrichten und Gedanken 
durch jedes Ausdrucksmittel und unabhängig 
von Grenzen einzuholen, zu empfangen und 
zu verbreiten.

UN-Erkläruhg der Menschenrechte 
Artikel 19

Jeder hat das Recht auf Gedankens-, Ge­
wissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht 
enthält die Freiheit, die Religion oder den 
Glauben zu wechseln, und die Freiheit, die 
Religion oder den Glauben allein oder in 
Gemeinschaft mit anderen sowie öffentlich 
oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottes­
dienst und Erfüllung religiöser Vorschriften 
zu bekennen.

UN-Erklärung der Menschenrechte 
Artikel 18

kenntnis nicht die in einem demokratischen Rechts­
staat notwendigen Konsequenzen ziehen will, wird 
sie, um ihre Macht zu erhalten, politische Straf­
rechtsnormen mit immer allgemeineren und dehn­
bareren Tatbeständen aufstellen, um schließlich 
praktisch zu einer Generalklausel des Inhalts zu ge­
langen, daß jeder politische Gegner, jeder politisch 
Andersdenkende, strafrechtlich verfolgt werden 
muß. Eine solche Generalklausel hatte Hitler ge­
prägt: „Recht ist, was dem Volke nützt, Unrecht, 
was ihm schadet.“
In der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands wird 
heute, wie im gesamten kommunistischen Macht­
bereich, praktisch ebenfalls nach einer solchen Ge­
neralklausel Recht gesprochen. Alle vorhandenen 
einzelnen Strafbestimmungen bieten in ihrer Aus­
legung durch die Strafverfolgungsbehörden und Ge­
richte einen so umfassenden Komplex des politischen 
Strafrechts, daß sie sich wie eine einzige General­
klausel auswirken, die etwa den Inhalt hat: „Wer 
eine andere als die vom Staat für richtig befundene 
politische Auffassung vertritt, wird bestraft.“ Jede 
Handlung und jede Unterlassung kann mit Strafe 
geahndet werden, wenn dies politisch für richtig und 
zweckmäßig gehalten wird.

*

Der Tiefbautechniker Ludwig K l i n g  e l h ö  f  e r  wollte 
an eine in Westdeutschland wohnende Verwandte in 
einem Brief von seinem Kummer und seinen großen 
Sorgen Mitteilung machen; der Brief wurde nicht ab­
gesandt. Bei einer Ausweiskontrolle fand der kontrol­
lierende Volkspolizist diesen Briefentwurf. Klingelhöfer 
wurde wegen „Erfindung friedensgefährdender Ge­
rüchte“ und „Propaganda für die neofaschistischen 
Machenschaften der westlichen Kriegstreiber“ ange­
klagt und zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt.
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